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RENTENVERSICHERUNG

Achim Bertuleit, Wolfgang Binne

Zum Vergleich von Renten- und 
Pensionsbesteuerung

Eine Erwiderung auf einen Beitrag von Norbert Andel
In der Januarausgabe 1997 des WIRTSCHAFTSDIENST veröffentlichten w ir einen Beitrag 

von Professor Norbert Andel unter dem Titel „Die Reform der Rentenbesteuerung 
ist schon lange überfällig!“ 1. Dazu eine Erwiderung von Dr. Achim Bertuleit und 

Dr. Wolfgang Binne und eine abschließende Stellungnahme von Professor Norbert Andel.

Norbert Andel setzt sich in seinem Beitrag intensiv 
mit unserer Untersuchung zum verfassungsrecht­

lichen Handlungsbedarf auf dem Gebiet der einkom­
mensteuerlichen Behandlung von Renten und Pen­
sionen2 auseinander. Im Ergebnis stellt er fest, unser 
methodisches Vorgehen sei nicht geeignet, unsere 
These zu stützen, daß die Differenz zwischen den 
Nettobeträgen für Rentner und Pensionäre in den 
meisten Fällen seit 1980 -  dem Zeitpunkt der Ent­
scheidung des Bundesverfassungsgerichts zur unter­
schiedlichen Besteuerung von Renten und Pensionen3 
-  geringer geworden ist und deshalb ein verfassungs­
rechtlicher Handlungsbedarf nicht besteht (S. 28).

Andel untermauert diesen Befund mit einer Reihe 
von Berechnungen, die -  so seine Einleitung des ent­
sprechenden Kapitels -  „einen Eindruck davon ... ver­
mitteln (sollen), in welchem Ausmaß die Ertrags­
anteilsbesteuerung den steuerpflichtigen Anteil der 
Rente zu niedrig ausweist” und wie groß die damit 
verbundene „Begünstigung im Vergleich zum Ver­
sorgungsfreibetrag für einen Pensionär“ ist (S. 25).
Um das wahre Ausmaß des einkommensteuerlichen 
Vorteils der Ertragsanteilsbesteuerung zu ermitteln, 
sei es -  so Andel -  notwendig, einen Vergleich mit der 
einkommensteuersystematisch korrekten Behandlung 
der Renten vorzunehmen, was wir versäumt hätten 
(S. 30). Für korrekt hält er es, bei Rentenbeginn die 
Summe der aus versteuertem Einkommen geleisteten

Dr. Wolfgang Binne, 42, ist Leiter des Referates 
„Grundsatzfragen des Systems sozialer Sicher­
heit“ beim Verband Deutscher Rentenversiche­
rungsträger (VDR) in Frankfurt am Main; Dr. 
Achim Bertuleit, 38, ist Mitarbeiter in diesem 
Referat und Referent im Büro der Geschäfts­
führung.

Arbeitnehmerbeiträge durch die mittlere Lebens­
erwartung zu teilen, den sich so ergebenden Betrag in 
konstanter Höhe als steuerlichen Freibetrag für den 
betroffenen Rentenbezieher festzusetzen und diesen 
„Rentenfreibetrag“ mit dem den Pensionären gewähr­
ten Versorgungsfreibetrag zu vergleichen (S. 21, 24). 
Im folgenden sollen die wesentlichen Kritikpunkte 
Andels auf ihre Stichhaltigkeit (l.-IV.) und sein eigener 
Vergleichsansatz auf seine Tragfähigkeit (V. und VI.) 
hin untersucht werden.

Stichhaltigkeit der Gegenargumentation

I. Wenn sich Andel überrascht zeigt, daß wir unseren 
Vergleichsberechnungen nicht das Jahr 1970 zugrun­
degelegt haben, da schließlich „das Bundesverfas­
sungsgericht nur für 1969 und 1970 die Vereinbarkeit 
der relevanten einkommensteuerlichen Bestimmun­
gen mit dem Grundgesetz testiert“ habe, ist ihm der 
Wortlaut des Beschlusses von 1980 entgegenzuhal­
ten. Dort heißt es: „Die Gesamtregelung (genügte) 
auch 1969/1970 und in der Folgezeit noch den Anfor­
derungen des Art. 3 Abs. 1 GG; sie nötigt deshalb 
nicht dazu, im gegenwärtigen Zeitpunkt die unter­
schiedliche Besteuerung für verfassungwidrig zu er­
klären.“4 Diese Feststellung bezieht sich mindestens 
auf die Rechtslage bis 1975, dem Zeitpunkt der letzt-

1 N. A n d e l:  Die Reform der Rentenbesteuerung ist schon lange 
überfällig!, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 77. Jg. (1997), H.1, S. 21-28.

! A. B e r tu le i t ,  W. B in n e : Handlungsbedarf wegen verfas­
sungswidriger Ungleichbehandlung von Pensionären gegenüber 
Rentnern bei der Besteuerung? -  Nettorenten und Nettopensionen im 
Vergleich in: Deutsche Rentenversicherung (DRV), 7/1996, S. 416- 
452; d ie s . :  Zunehmende Diskrepanz zwischen Renten- und Pen­
sionsbesteuerung? -  Nicht nur eine Erwiderung auf G. Schröder, in: 
Deutsche Steuer-Zeitung (DStZ) 17-18/1996, S. 537-550.

3 BVerfGE 54, 11-39.

4 BVerfGE 54, 11,37.
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instanzlichen Entscheidungen der Finanzgerichts­
barkeit, nach unserer Auffassung aber auch auf die 
Rechtslage bis 1980, den Zeitpunkt der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts.

II. Gegen unsere Argumentation, daß sich heute ein 
größeres Ausmaß an steuerlicher Ungleichbehand­
lung von Renten und Pensionen als im Jahr 1980 -  
dem Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesverfas­
sungsgerichts -  rechtfertigen läßt, weil aufgrund der 
neueren Rechtsprechung des Bundesverfassungs­
gerichts zum Eigentumsschutz sozialversicherungs­
rechtlicher Positionen auch der auf den Arbeitgeber­
beiträgen beruhende Teil der Rente als Auszahlung ei­
genen Vermögens anzusehen ist, macht Andel 
geltend, daß dies einer einkommensteuersystemati­
schen Überprüfung nicht standhalte, weil die Arbeit­
geberbeiträge in vollem Umfang steuerfrei bleiben (S. 
22). Diesem Argument liegt als Prämisse das Korre­
spondenzprinzip in jener Lesart zugrunde, wonach je­
des Lebenseinkommen einer Person einmal besteuert 
werden muß.

Zum einen basiert aber der Beschluß des Bundes­
verfassungsgerichts aus dem Jahr 1980 auf einer an­
deren Prämisse, weil es den Grundgedanken der 
Ertragsanteilsbesteuerung für zutreffend hält, wonach 
die aus den Arbeitnehmerbeiträgen -  und nunmehr 
auch den Arbeitgeberbeiträgen -  fließenden Teile der 
Rente Auszahlung eigenen Vermögens sind. Nicht die 
Substanz des Vermögens, nämlich Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberbeiträge, sondern nur der Ertrag des 
Vermögens unterliegt nach dieser Konzeption der 
Besteuerung. Das Bundesverfassungsgericht hat also 
seinem für die Frage der Verfassungswidrigkeit der 
unterschiedlichen Besteuerung von Renten und 
Pensionen entscheidenden Beschluß gerade nicht 
das von Andel herangezogene finanzwissenschaft­

5 Vgl. dazu D. B ir k :  Rentenversicherung und Steuerrecht, in: VDR,
F. R u la n d  (Hrsg.): Handbuch der gesetzlichen Rentenversicherung 
(HDR), Neuwied 1990, S. 347-356, Rz. 25; W. H e in e : Ertragsanteil­
oder Teilbesteuerung gesetzlicher Renten? -  Zum Verhältnis von 
Besteuerung und Eigentum - , in: Deutsche Rentenversicherung (DRV) 
6-7-8/1988, S. 401-435, 402; H. Z l tz e ls b e r g e r :  Reformüber­
lagerungen zur Besteuerung der Alterseinkommen -  Anmerkung zum 
Gutachten der Sachverständigenkommission Alterssicherungs­
systeme - , in: Deutsche Steuer-Zeitung (DStZ), 19/1984, S. 467-475, 
472; W. S c h m ä h l:  Teilbesteuerung versus Vollbesteuerung von 
Renten -  Konzeptionelle Überlegungen zur Neugestaltung der steu­
erlichen Behandlung von Vorsorgeaufwendungen und Alters­
einkünften, in: Deutsche Rentenversicherung (DRV) 3-4/1986, 
S. 101-128, 106 ff.; eingehend dazu neuerdings W. H e in e , 
H. R is c h e : Die „Petersberger Steuervorschläge“ -  Zur aktuellen 
Diskussion der Rentenbesteuerung - ,  in: Die Angestellten­
versicherung (DAngVers), 3/1997, S. 101-115, 104

6 P. K ir c h h o f  in: P. K ir c h h o f ,  H. S ö h n : Einkommensteuer­
gesetz Kommentar, Bd. 1, Stand November 1996, § 2 Rz. A 189.

7 BVerfGE 61, 319, 343 f.; 66, 214, 223; 60, 82, 86; vgl. dazu auch 
K. T ip k e ,  J. L a n g : Steuerrecht -  Ein systematischer Grundriß, 
13. Auflage, Köln 1991, S. 57 ff.

liehe Korrespondenzprinzip, sondern das Konzept der 
Ertragsanteilsbesteuerung zugrunde gelegt.

Zum anderen ist die von Andel verfochtene 
Interpretation des Korrespondenzprinzips auch kei­
neswegs zwingend. Seiner Meinung nach müßten 
grundsätzlich „Renten ... in der Phase des Zuflusses 
voll besteuert werden, auch soweit sie den Rückfluß 
von Beiträgen darstellen, sofern diese aus unversteu­
ertem Einkommen geleistet worden sind (Korrespon­
denzprinzip der nachgelagerten Art)“ . Diese Auffas­
sung überfrachtet das Korrespondenzprinzip mit einer 
intertemporalen Besteuerungsverpflichtung5. Das 
Korrespondenzprinzip besagt aber grundsätzlich nur, 
daß der Nehmer zu versteuern hat, was der Geber von 
der Bemessungsgrundlage abziehen darf, und daß 
umgekehrt der Nehmer nicht zu versteuern braucht, 
was der Geber nicht abziehen darf.

Dieser Grundsatz garantiert bei der interpersonel­
len Einkommensübertragung eine Besteuerung und 
verhindert gleichzeitig eine Doppelbesteuerung. Er 
kann aber nicht ohne weiteres auf den Einkommens­
transfer zwischen verschiedenen Lebensphasen ein 
und derselben Person -  die späteren Alterseinkünfte 
beruhen auf eigenen früheren Vorsorgeaufwendun­
gen -  übertragen werden. Das Korrespondenzprinzip 
kann vielmehr intertemporal lediglich verhindern, daß 
dasselbe Einkommen doppelt besteuert wird. Es kann 
hier aber nicht zu einer Besteuerungspflicht führen. 
Andernfalls wäre das Korrespondenzprinzip nicht mit 
dem verfassungsrechtlich fundierten Grundsatz der 
Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungs­
fähigkeit7 zu vereinbaren. Das aus diesem Grundsatz 
abzuleitende Gebot, die indisponiblen Rentenver­
sicherungsbeiträge in der Erwerbsphase in vollem 
Umfang steuerfrei zu stellen, darf nicht durch die 
Postulierung eines Gebots der Besteuerung in der 
Rentenbezugsphase unterlaufen werden. Es gibt kein 
Prinzip, wonach eine verfassungsrechtlich gebotene 
Steuerfreistellung später wieder entzogen werden 
muß.

III. Gegen unseren Hinweis auf zwischenzeitliche ge­
setzgeberische Maßnahmen auf dem Gebiet des Ein­
kommensteuerrechts, die die Divergenzen in der Be­
steuerung von Renten und Pensionen abgemildert ha­
ben, wendet Andel ein, es sei irreführend, die 
Erhöhung des Arbeitnehmer-Pauschbetrages von 
564,- DM auf 2 000,- DM ins Feld zu führen, weil in die­
se 2000,- DM der Weihnachtsfreibetrag (600,- DM) 
und der Arbeitnehmerfreibetrag (480,- DM) mit einge­
gangen seien (S. 23). Dies ist zwar richtig, ändert aber 
nichts an der Tatsache, daß die Pensionäre einen zu­
sätzlichen Freibetrag in Höhe von 356,- DM in An­
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spruch nehmen können, der den Rentnern nicht zu­
steht. Für irreführend hält es Andel des weiteren, daß 
wir die zweimalige Erhöhung der Ertragsanteile seit 
1980 als Maßnahme zur Verringerung des Be­
steuerungsabstands anführen, ohne die Verlängerung 
der Lebenserwartung als Motiv des Gesetzgebers zu 
nennen (S. 23). Entscheidend für die Beurteilung der 
Verfassungsmäßigkeit der unterschiedlichen Besteu­
erung von Renten und Pensionen sind indes nicht die 
Motive des Gesetzgebers, sondern die objektive Wir­
kung des Gesetzes, die hier darin besteht, die noch 
bestehenden Divergenzen zumindest etwas abgemil­
dert zu haben.

IV. Andel ist der Meinung, wir seien deshalb nicht pro­
blemadäquat vorgegangen, weil unser Ergebnis nicht 
nur die Änderung von Normen reflektiere, auf die sich 
der Beschluß des Bundesverfassungsgericht von 
1980 bezog, sondern auch eine Fülle anderer 
Bestimmungen, zum Beispiel aus dem Versicherungs­
recht (S. 28). In unseren Berechnungen hätten wir 
zudem mit dem Arbeitnehmerfreibetrag, dem Wer­
bungskostenfreibetrag, dem Sonderausgaben­
pauschbetrag, dem Vorsorgepauschbetrag, dem 
Höchstbetrag der Vorsorgepauschale, den Vorsorge­
aufwendungen (Gesamthöchstbetrag), dem allgemei­
nen Tarif-, dem Alters-, dem Haushalts-, dem Weih- 
nachts- und dem Versorgungsfreibetrag sowie der 
Einführung eines Beitrages der Rentner für die 
Kranken- und Pflegeversicherung viele andere Aspek­
te einbezogen, die damals gar nicht zur Diskussion 
gestanden hätten (S. 23).

Diese Behauptung ist zumindest teilweise falsch. 
Der Beschluß des Bundesverfassungsgerichts aus 
dem Jahr 1980 nimmt in der Begründung explizit auf 
die „Sonderausgabenhöchstbeträge“8, die „Pausch­
beträge für Werbungskosten und Sonderausgaben”9, 
den „Tariffreibetrag von 840,- DM“10, also den Haus­
haltsfreibetrag, den „Altersfreibetrag“1’ und den „Ver­
sorgungsfreibetrag“12, Bezug. Der Versorgungsfrei­
betrag soll die Gleichbehandlung der vollbesteuerten 
Pensionen mit den ertragsanteilsbesteuerten Renten

8 BVerfGE 54, S. 11,32.

• BVerfGE 54, S. 11, 36.

10 BVerfGE 54, S. 11, 36.

"  BVerfGE 54, S. 11, 37.

12 BVerfGE 54, S. 11, 38.

13 Antwort der Bunderregierung auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Joachim Poß, Ingrid Matthäus-Meier, Ludwig Eich, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD -  Drucksache 
13/4957 -  zur steuerlichen Behandlung von Alterseinkünften,
Bundestags-Drucksache 13/5685 vom 2. Februar 1996, S. 3.

hersteilen und muß schon aus diesem Grunde in die 
Untersuchung einbezogen werden, was Andel bei sei­
nen Vergleichsberechnungen im übrigen auch selbst 
getan hat. Ob eine verfassungsrechtlich nicht zu 
rechtfertigende Diskrepanz zwischen der Ertragsan­
teilsbesteuerung der Renten und der Vollbesteuerung 
der Pensionen besteht, läßt sich nicht ermitteln, ohne 
auch andere von der Bemessungsgrundlage abzuzie­
hende Beträge in die Vergleichsberechnungen einzu­
stellen. So hat beispielsweise der Arbeitnehmer- 
Pauschbetrag in Höhe von 2 000,- DM für Pensionäre 
die Wirkung eines zusätzlichen Freibetrages im 
Vergleich zu dem den Rentnern zustehenden Pausch­
betrag für Werbungskosten von lediglich 200,- DM. 
Daß in den Arbeitnehmer-Pauschbetrag der frühere 
Weihnachts- und der Arbeitnehmerfreibetrag einge­
flossen sind (S. 22 f.), ändert daran nichts. Die unter­
schiedliche Besteuerung von Renten und Pensionen 
läßt sich also verfassungsrechtlich nicht -  wie dies bei 
Andel geschieht -  an Hand eines isolierten Vergleichs 
zwischen Versorgungsfreibetrag und fiktivem Renten­
freibetrag bewerten.

Andel ist auch der Ansicht, die von uns von der 
Bruttorente abgezogenen Beiträge der Rentner zur 
Kranken- und Pflegeversicherung hätten nichts mit 
der anzustrebenden einkommensteuerlichen Gerech­
tigkeit zu tun, vielmehr müsse die Einführung einer fi­
nanziellen Beteiligung der Rentner an ihrer Kranken­
versicherung als Reduzierung der Rente und die 
Einführung der Pflegeversicherung jeweils zur Hälfte 
als Preis für einen zusätzlichen Leistungsanspruch 
(Beitrag der Rentner) sowie als Leistungserhöhung 
der Rentenversicherung (Beitrag der Rentenversich­
erung) interpretiert werden (S. 24). Zwar trifft es zu, 
daß sich die Sozialabgabenlast -  solange die Rente 
steuerfrei ist -  einkommensteuerlich nicht auswirkt, 
sondern nur das Nettoeinkommen der Rentner be­
stimmt. Daß die gesetzlich festgelegten Beiträge zur 
Kranken- und Pflegeversicherung gleichwohl einkom­
mensteuerlich relevant sind, zeigt sich aber daran, 
daß auch das Bundesministerium für Finanzen sie in 
seine Berechnungen des Besteuerungsbeginns bei 
Renten und Pensionen einstellt und sie von der 
Bemessungsgrundlage abzieht,3.

Maßstab unserer Untersuchung war die Ent­
wicklung des Verhältnisses von Nettorenten zu Netto­
pensionen, um anhand des Befundes die Frage be­
antworten zu können, ob die steuerliche Ungleich­
behandlung von Renten und Pensionen ein nicht zu 
rechtfertigendes Ausmaß angenommen hat14. Einzu­
räumen ist insoweit zwar, daß wir mit der Einbezie­
hung der Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge
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sowohl der Rentner als auch der Pensionäre als 
Abzugsposten vom Bruttoeinkommen nicht nur die 
Belastung durch Steuern, sondern umfassender die 
Belastung durch Abgaben erfaßt haben. Warum die­
ses methodische Vorgehen allerdings nicht geeignet 
sein soll, unsere These zu stützen, daß die Differenz 
zwischen den Nettobeträgen für Rentner und 
Pensionäre in den meisten Fällen seit 1980 geringer 
geworden ist (S. 24), ist nicht ersichtlich. Im übrigen 
haben sowohl von Zezschwitz15 als auch Schröder16 in 
ihren Vergleichsberechnungen zu den Auswirkungen 
der unterschiedlichen Besteuerung von Renten und 
Pensionen -  deren Überprüfung primäres Ziel unserer 
eigenen Berechnungen gewesen ist -  ebenfalls die 
Krankenversicherungsbeiträge von den Bruttorenten 
und den Bruttopensionen abgezogen.

Tragfähigkeit des Ansatzes von Andel

V. Ein wichtiger Einwand gegen Andels Kritik ist, daß 
er sich bei seinen eigenen Vergleichsberechnungen, 
die unsere Ergebnisse widerlegen sollen, eines me­
thodischen Ansatzes bedient hat, den das Bundes­
verfassungsgericht bereits in seiner Entscheidung zur 
unterschiedlichen Besteuerung von Renten und 
Pensionen aus dem Jahr 1980 verworfen hat. Andel 
ist der Auffassung, es sei, um das Ausmaß der ein­
kommensteuerlichen Begünstigung der Rentner ge­
genüber den Pensionären ermitteln zu können, 
zunächst notwendig, „einen Vergleich mit der einkom­
mensteuersystematisch korrekten Behandlung der 
Renten vorzunehmen“ (S. 28). Er stellt zu diesem 
Zweck dem den Pensionären gewährten Versor­
gungsfreibetrag einen sogenannten „Rentenfrei­
betrag“ gegenüber, der nach seinem theoretischen 
Ansatz den Teil der Rente darstellt, der maximal steu­
erfrei bleiben darf. Diesen Rentenfreibetrag, der bis 
zum Tod des Rentners in seiner Höhe konstant blei­
ben soll, ermittelt er aus der durch die jeweilige 
Lebenserwartung geteilten Summe der vom Ver­
sicherten während seines Erwerbslebens gezahlten 
Arbeitnehmerbeiträge (S. 21, 24 f.).

”  A. B e r tu le i t ,  W. B in n e : Handlungsbedarf wegen verfas­
sungswidriger Ungleichbehandlung von Pensionären gegenüber 
Rentnern bei der Besteuerung? -  Nettorenten und Nettopensionen 
im Vergleich in: Deutsche Rentenversicherung (DRV), 7/1996, 
S. 416-452, 431 f.

15 F. von Z e z s c h w itz :  Sozialrenten und Beamtenpensionen im 
Vergleich der letzten 20 Jahre, in: Zeitschrift für Beamtenrecht (ZBR), 
6/1995, S. 157-168.

16 G. S c h rö d e r :  Die Diskrepanz zwischen Renten-und Pensions­
besteuerung wird immer größer -  Ausweg aus einer planmäßigen 
steuerlichen Benachteiligung der Empfänger beamtenrechtlicher 
Versorgungsbezüge, in: Deutsche Steuer-Zeitung (DStZ) 8/1995, 
231-239.
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Bofinger/Reischle/ Schächter

Geldpolitik
Ziele, Institutionen, Strategien und Instrumente

Von Prof. Dr. Peter Bofinger, Dipl.-Volkswirt Julian 
Reischle und Dipl.-Volkswirtin Andrea Schächter 
1996. XVIII, 688 Seiten. Gebunden DM 78,-

ISBN 3-8006-2017-0

Das Buch beschreibt und analysiert Ziele, Institutio­
nen, Konzepte und Instrumente der Geldpolitik. In 
sechs Theorie-Modulen werden außerdem wich­
tige theoretische Zusammenhänge (Geldnach­
frage und Geldangebot, Transmissionsprozeß) 
behandelt.
Die gesamte Darstellung ist durch einen problem­
orientierten Ansatz gekennzeichnet. Entscheidend 
ist bei der Darstellung der einzelnen Elemente, wel­
che Rolle ihnen im Gesamtzusammenhang einer 
auf das Ziel der Preisstabilität ausgerichteten Geld­
politik zukommt. Dabei wird stets auf eine enge Ver­
zahnung von Theorie und Politik geachtet. Neben 
der Politik der Bundesbank, der eine besonders 
gewichtige Rolle beigemessen wird, wird auch die 
Geldpolitik in anderen wichtigen OECD-Ländern 
beschrieben. In Anbetracht der zunehmenden Glo­
balisierung der Märkte ist eine solche internationale 
Perspektive für die Ausbildung unverzichtbar.

Verlag Vahlen
80791 München
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Dem Vergleichsansatz Andels steht allerdings die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur 
unterschiedlichen Besteuerung von Renten und Pen­
sionen entgegen. Das Gericht hat in seiner Entschei­
dung aus dem Jahr 1980 dargelegt, daß eine Berech­
nung des auf eigenen Beiträgen beruhenden Anteils 
des Rentenrechts mittels „einer Addition der seiner­
zeit als Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 
gezahlten nominellen Reichsmark- und Deutsche- 
Mark-Beträge und deren Vergleich mit der Summe der 
zu erwartenden Rente ... den Gegebenheiten der ge­
setzlichen Rentenversicherung nicht gerecht“ werde17. 
Sie berücksichtige nicht hinreichend, daß der Rentner 
sein Anrecht auf den Bezug der Rente nicht erst bei 
deren Anlaufen in einem Akt, sondern mit den Bei­
tragszahlungen wachsend erwirbt. Die Aussicht des 
Versicherten auf seine Altersrente entwickele sich von 
der ersten Beitragszahlung an zu einem durch die 
Wartezeiterfüllung und das Erreichen der Altersgrenze 
bedingten Rechtsanspruch, der im Laufe anrech­
nungsfähiger Zeiten höher wird. Bei dieser Sachlage 
müsse es zu unzutreffenden Ergebnissen führen, 
wenn man für die Berechnung des Werts des Renten­
rechts den nominellen Wert der während des Er­
werbslebens gezahlten Beiträge zugrunde lege. Diese 
Berechnung könne allenfalls dann zu einem zutreffen­
den Ergebnis führen, wenn der Geldwert in der 
Zwischenzeit unverändert geblieben wäre. Dies sei 
aber keineswegs der Fall18.

Die Berechnung des Werts eines Rentenrechts an­
hand der nominellen Beitragszahlungen scheitere 
aber auch -  so das Bundesverfassungsgericht zu 
Recht -  an dem die gesetzliche Rentenversicherung 
beherrschenden Umlageverfahren. Die Beiträge zur 
Rentenversicherung werden nicht angespart und dem 
Versicherten mit Erreichen der Altersgrenze mit Zinsen 
als Rente wieder ausgezahlt. Vielmehr trägt der 
Versicherte mit seinen Beiträgen zur Finanzierung der 
aktuell fälligen Rentenzahlungen bei. Als Gegenwert 
dafür erwirbt er „einen staatlich garantierten Anspruch 
gegen die Versichertengemeinschaft, nach Erreichen 
der Altersgrenze durch die dann Erwerbstäti­
gen ... versorgt zu werden”19. Das Umlageverfahren 
bedingt naturgemäß, daß der Gesamtwert des 
zukünftigen Rentenrechts des Versicherten bei der 
Beitragszahlung noch nicht feststeht. Es ist deshalb 
„nicht möglich, die Summe der mit den einzelnen

17 BVerfGE 54, 11, 27. 

'* BVerfGE 54, 11, 27.

18 BVerfGE 54, 11, 28.

20 BVerfGE 54, 11, 28.

Beitragsleistungen erworbenen Teile des Renten­
rechts anhand der Summe der seinerzeit für die ein­
zelnen Teile aufgewendeten RM/DM-Beträge zu be­
werten. Die absolute Höhe der Beiträge hat für die 
Höhe der Rente vielmehr nur noch insofern 
Bedeutung, als sie die Rangstelle des Versicherten in­
nerhalb der Versichertengemeinschaft festlegt.”20

Der nominelle Wert der während des Erwerbs­
lebens gezahlten Beiträge kann aus den genannten 
Gründen auch kein geeigneter Maßstab zur Ermittlung 
des von Andel zum Maßstab einer gerechtfertigten 
steuerlichen Freistellung der Renten erklärten „Ren­
tenfreibetrags“ sein. Insofern ist -  zumindest nach 
den Maßstäben des Bundesverfassungsgerichts -  
sein Untersuchungsansatz verfehlt. Andel hat dieses 
grundsätzliche Defizit wohl auch erkannt und mögli­
chen diesbezüglichen Einwänden vorgebeugt, indem 
er den Verfassungsrichtern unterstellt, sie hätten 
„falsche Größenordnungsvorstellungen“ hinsichtlich 
der steuerlichen Problematik und zudem keine Vor­
stellung von einer einkommensteuersystematisch kor­
rekten Lösung gehabt. Dies ändert allerdings nichts 
an der Tatsache, daß Andel sich eines methodischen 
Ansatzes bedient, den das Bundesverfassungsgericht 
als unzulässig bzw. zumindest als untauglich verwor­
fen hat. Wenn Andel uns also vorwirft, wir hätten es 
versäumt, anhand der gezahlten Rentenversiche­
rungsbeiträge die (seines Erachtens) einkommensteu­
ersystematisch korrekte Besteuerung der Renten her­
auszuarbeiten, trifft dies zwar zu, es hat aber schlicht 
und einfach den Grund, daß wir uns im Gegensatz zu 
ihm bei unseren Vergleichsberechnungen an die 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts gehalten 
haben.

Maßgeblichkeit der geltenden Rechtslage
VI. Wie bereits dargelegt, hält es Andel steuersyste­
matisch allein für korrekt, bei Rentenbeginn die 
Summe der aus versteuertem Einkommen geleisteten 
Arbeitnehmerbeiträge durch die mittlere Lebens­
erwartung zu teilen, den sich so ergebenden Betrag in 
konstanter Höhe als steuerlichen Freibetrag für den 
betroffenen Rentenbezieher festzusetzen und diesen 
„Rentenfreibetrag“ mit dem den Pensionären gewähr­
ten Versorgungsfreibetrag zu vergleichen (S. 21, 24). 
Andel vergleicht also nicht -  wie wir -  die Besteuerung 
von Renten und Pensionen nach der geltenden 
Rechtslage, sondern er nimmt seine Vergleichs­
berechnungen mit Hilfe eines von ihm lediglich für 
richtig gehaltenen Verfahrens -  der Bildung eines 
Rentenfreibetrages -  vor.

Zwar mag dieser Ansatz für die Steuer- und Sozial­
politik von Interesse sein, er hilft aber bei der Beant­
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wortung der von uns gestellten Frage, ob die unter­
schiedliche Besteuerung von Renten und Pensionen 
vor dem allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 
GG zu rechtfertigen ist oder ob sich daraus ein ver­
fassungsrechtlicher Handlungsbedarf für den Gesetz­
geber ergibt, nicht weiter. Das Bundesverfassungs­
gericht kann sich jedenfalls den von Andel aus seiner 
subjektiven rechtspolitischen Sicht für richtig erachte­
ten Ansatz nicht zu eigen machen, da es darauf be­
schränkt ist, die vom demokratischen Gesetzgeber 
getroffene Entscheidung für das derzeit geltende 
Recht der Vollbesteuerung von Pensionen bei gleich­
zeitiger Ertragsanteilsbesteuerung der Renten dahin­
gehend zu überprüfen, ob sie gegen das Verfassungs­
recht verstößt.

Es kann deshalb nicht darauf ankommen, ob sich 
aus einem Vergleich der von Andel de lege ferenda für 
einkommensteuersystematisch korrekt erachteten Er­
tragsanteilsbesteuerung mit Hilfe des von ihm konzi­
pierten Rentenfreibetrags mit der derzeitigen Ertrags­
anteilsbesteuerung eine überproportionale Begünsti­
gung der Sozialversicherungsrenten ergibt. Vielmehr 
ist entscheidend, ob sich aus der derzeit geltenden 
Ertragsanteilsbesteuerung eine verfassungsrechtlich 
nicht zu rechtfertigende Diskrepanz zwischen Renten- 
und Pensionsbesteuerung ergibt, was von uns mit 
guten Gründen bestritten wird.

Andel Ist zwar einzuräumen, daß der von uns ge­
wählte Vergleichsansatz durch die Einbeziehung der 
Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge als Ab­

zugsposten vom Bruttoeinkommen nicht nur die 
Belastung der Rentner und Pensionäre durch Steuern, 
sondern umfassender durch Abgaben abbildet. 
Dieses methodische Vorgehen ist entgegen Andel 
aber sehr wohl geeignet, unsere These zu stützen, 
daß die Differenz zwischen den Nettorenten und den 
Nettopensionen seit 1980 in den meisten Fällen gerin­
ger geworden ist. Ein verfassungsrechtlicher Hand­
lungsbedarf besteht deshalb nicht.

Andels eigener, auf der Bildung eines fiktiven 
Rentenfreibetrages aufbauender Vergleichsansatz ist 
kein gangbarer Weg, weil zum einen das Bundes­
verfassungsgericht in seinem Beschluß von 1980 die 
zur Ermittlung dieses Rentenfreibetrages vorgenom­
mene Addition der nominellen Beitragszahlungen zur 
Rentenversicherung ausdrücklich verworfen hat und 
well zum anderen dieses von Andel für richtig gehal­
tene Verfahren nicht dem geltenden Recht entspricht, 
also auch nicht Grundlage einer verfassungsrecht­
lichen Bewertung sein kann. Es ist insoweit unerheb­
lich, ob sich aus einem Vergleich der von Andel für 
einkommensteuersystematisch korrekt erachteten Er­
tragsanteilsbesteuerung mit Hilfe eines fiktiven Ren­
tenfreibetrags mit der derzeitigen Ertragsanteilsbe­
steuerung eine überproportionale Begünstigung der 
Renten ergibt. Entscheidend ist allein, ob sich aus der 
derzeit geltenden Vollbesteuerung der Pensionen bei 
gleichzeitiger Ertragsanteilsbesteuerung der Renten 
eine verfassungsrechtlich nicht zu rechtfertigende 
Ungleichbehandlung ergibt.

Norbert Andel

Für eine einkommensteuersystematisch 
korrekte Rentenbesteuerung

Eine Entgegnung auf Bertuleit/Binne

V:orab: Mir ging es in meinem Beitrag „Die Reform 
der Rentenbesteuerung ist schon lange überfäl-

Prof. Dr. Norbert. Andel, 61, lehrt Wirtschaftliche 
Staatswissenschaften, insbesondere Finanzwis­
senschaft, an der Johann Wolfgang Goethe- 
Universität, Frankfurt am Main. Er ist Mitglied 
des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundes­
ministerium der Finanzen und des Sozialbeirats 
beim Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung.

lig!“ nicht primär um den Vergleich von Renten- und 
Pensionsbesteuerung, sondern um die allgemeine 
Kritik der aktuellen Rentenbesteuerung aus der Per­
spektive der Besteuerung nach der Leistungs­
fähigkeit, an der die Einkommensteuer orientiert sein 
sollte. Insofern ist der Vergleichspunkt eher die 
Normalbesteuerung der Löhne und Gehälter als die 
Besteuerung der Pensionen, die ja erst unter dem 
Einfluß der Übertragung der Ertragsanteilsbesteu­
erung auf die Sozialversicherungsrenten die 
jetzige Form erhalten hat.
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